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Sehr geehrte Mandanten,

deutsches Steuerrecht ist effizient und genau. Daher behauptete der

Fiskus auch standhaft, dass die Kopie einer Rechnungskopie keine

Kopie der Rechnung ist.

Aufgekocht ist diese wahnwitzige Unterscheidung beim Vorsteuerver-

gütungsverfahren. Dafür ist nämlich Voraussetzung, dass "auf elektro-

nischem Weg die Rechnungen und Einfuhrbelege in Kopie" beigefügt

werden. In einem aktuell entschiedenen Streitfall hatte ein Unterneh-

mer dem Antrag auf Vorsteuervergütung Rechnungen in elektroni-

scher Form beigefügt, die jedoch den Aufdruck "Kopie" trugen.

Messerscharf erkannte das Finanzamt, dass die elektronische Kopie

(Scan) nicht vom Original, sondern von einer Kopie des Originals

gemacht wurde. Exakt aus diesem Grund lehnte der Fiskus die Vorsteu-

ervergütung ab.

Erfreulicherweise hat der Bundesfinanzhof (Az: XI R 24/16) in diesem

Fall jedoch klargestellt, dass die Rechnung auch dann "in Kopie" beige-

fügt ist, wenn das elektronisch übermittelte Dokument eine original-

getreue Reproduktion der Rechnung ist.

Leider hat die Finanzverwaltung in weiser Voraussicht mittlerweile

das Gesetzt geändert: Seit 2015 müssen eingescannte Originale einge-

reicht werden.

Ob Kopie oder doch nur eine Kopie einer Kopie (oder fast schon die

teuflische Kopie einer Kopie von einer Kopie der Kopie), kann daher im

effizienten und genauen deutschen Steuerrecht durchaus bedeutsam

sein. Sie brauchen sich jedoch nicht mit dieser Unterscheidung herum-

plagen, denn wir sind das Original!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.3.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.3. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.3.2018.

Studium im Rentenalter: Werbungskostenabzug nur 
unter bestimmten Voraussetzungen

Aufwendungen für ein Studium im altersbedingten Ruhestand stellen 

nur dann vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausga-

ben dar, wenn der Steuerpflichtige nachvollziehbar und substantiiert 

darlegt, dass er im Anschluss eine nachhaltige Erwerbsquelle hieraus 

schafft. Im Zuge einer Gesamtwürdigung sind auch das Alter des Steu-

erpflichtigen nach Beendigung des Studiums sowie die wirtschaftliche 

Notwendigkeit für die Schaffung einer (neuen) Erwerbsquelle einzube-

ziehen. Auf ein entsprechendes Urteil des FG Schleswig-Holstein weist 

der Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt hin.

Auch der Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für die eigene 

Berufsausbildung nach § 10 Absatz 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz 

(EStG) erfordere das Streben des Steuerpflichtigen nach einer nach-

haltigen berufsmäßigen Anwendung der erlernten Fähigkeiten zur Er-

zielung von Einkünften.

Im Urteilsfall war der Kläger laut Steuerberaterverband ein leiden-

schaftlicher Theaterbesucher und -kenner. Nach Abschluss seiner 

nichtselbstständigen Berufslaufbahn habe er im Alter von 63 Jahren 

das Studium der Theaterwissenschaft aufgenommen. Entsprechend 

der Auffassung des Finanzamts habe auch das Schleswig-Holsteinische 

FG den Kostenabzug sowohl als Werbungskosten, Betriebsausgaben 

als auch Sonderausgaben abgelehnt. Das Gericht sei nicht davon über-

zeugt gewesen, dass der insoweit feststellungsbelastete Kläger beab-

sichtigt, nach Beendigung des Studiums einer nachhaltig ausgeprägten 

Erwerbstätigkeit nachzugehen.

Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt, PM vom 

28.09.2017 zu Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 

16.05.2017, 4 K 41/16

Irrtümliche Abladung: Verletzt rechtliches Gehör

Wird die Klägerin in einem finanzgerichtlichen Verfahren zur münd-

lichen Verhandlung irrtümlich wieder abgeladen, so verletzt dies ihr 

Recht auf rechtliches Gehör und es liegt ein absoluter Revisionsgrund 

vor. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Die Pflicht des Gerichts zur Gewährung rechtlichen Gehörs erfordere 

es unter anderem, den Verfahrensbeteiligten Gelegenheit zu geben, 

sich zu entscheidungserheblichen Tatsachen und Beweisergebnissen 

zu äußern und ihre für wesentlich gehaltenen Rechtsansichten vorzu-

tragen, so der BFH (vgl. Beschlüsse des vom 06.11.2007, IX B 64/07 

und vom 01.04.2009, IX B 174/07). Daran fehle es, wenn die Kläge-

rin zur vom Finanzgericht angesetzten mündlichen Verhandlung nicht 

ordnungsgemäß geladen worden sei.

Dem Fall einer nicht ordnungsgemäßen oder fehlenden Ladung sei 

die Konstellation gleichzusetzen, dass die Klägerin zwar zunächst ord-

nungsgemäß zum Termin zur mündlichen Verhandlung geladen wor-

den ist, danach jedoch irrtümlich abgeladen wird. Eine dennoch zu 

dem Termin durchgeführte mündliche Verhandlung verletze das Recht 

der Klägerin auf rechtliches Gehör. Dies stelle nach der Finanzgerichts-

ordnung einen absoluten Revisionsgrund dar.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 03.08.2017, IX B 63/17
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Erst Einspruch, dann Änderungsantrag geht nicht

Gibt es zwischen einem Steuerzahler und dem Finanzamt Streit über 

einen Sachverhalt in der Steuererklärung (hier ging es um einen Vor-

steuerabzug aus Beratungsleistungen), so kann der Steuerzahler nicht 

gleichzeitig mit zwei „Mitteln“ gegen die – aus seiner Sicht falschen – 

Bewertungen angehen. 

In dem Fall vor dem Finanzgericht Münster hatte er Einspruch gegen 

den Bescheid eingelegt, der als unbegründet zurückgewiesen wurde. 

Innerhalb der nun möglichen Klagefrist stellte der Steuerzahler aber 

lediglich einen so genannten Änderungsantrag – er reichte eine Klage 

nicht ein. 

Bei der Entscheidung über diesen Antrag konnte das Finanzamt dann 

nur auch Sachverhalte anwenden, die nicht auch Gegenstand der Ein-

spruchsentscheidung waren. Die Norm gebiete es nicht, Tatsachen 

und Rechtsfragen, über die in der Einspruchsentscheidung bereits ent-

schieden worden ist, per „Änderungsantrag“ nicht erneut zu prüfen. 

„Eine nochmalige sachliche Überprüfung stünde in Widerspruch zu 

den durch das Einspruchsverfahren gewährten Rechtsschutzmöglich-

keiten. 

FG Münster, 5 K 3971/14 U vom 19.10.2017

Alten- und Pflegeheimunterbringung von Ehegatten: 
Kürzung um Haushaltsersparnis für beide Ehegatten

Steuerpflichtige können Aufwendungen für die krankheitsbedingte 

Unterbringung in einem Alten- und Pflegeheim nach Kürzung um eine 

Haushaltsersparnis als außergewöhnliche Belastung geltend machen. 

Sind beide Ehegatten krankheitsbedingt in einem Alten- und Pflege-

heim untergebracht, ist für jeden der Ehegatten eine Haushaltserspar-

nis anzusetzen, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Im Streitfall waren die verheirateten Kläger seit Mai 2013 krankheits-

bedingt in einem Alten- und Pflegeheim untergebracht. Sie bewohn-

ten ein Doppelzimmer (Wohnschlafraum mit einem Vorraum, Einbau-

schrank, Dusche und WC). Einen weiteren Haushalt unterhielten sie 

seither nicht mehr. Für die Unterbringung in dem Heim, Verpflegung 

und Pflegeleistungen entstanden den Eheleuten nach Abzug von Er-

stattungsleistungen anderer Stellen Kosten in Höhe von circa 27.500 

Euro. Diese minderten sie monatsanteilig um eine Haushaltsersparnis 

für eine Person und machten den Restbetrag in ihrer Einkommensteu-

ererklärung als außergewöhnliche Belastung nach § 33 Einkommen-

steuergesetzes (EStG) geltend. Die Berechnung der ersparten Verpfle-

gungs- und Unterbringungskosten erfolgte auf der Grundlage des in § 

33a EStG geregelten Unterhaltshöchstbetrags, der sich im Streitjahr 

2013 auf 8.130 Euro belief.

Das Finanzamt setzte hingegen eine Haushaltsersparnis für beide Ehe-

leute an und kürzte die geltend gemachten Aufwendungen entspre-

chend. Die hiergegen erhobene Klage wies das Finanzgericht zurück.

Der BFH bestätigte die Vorinstanz weitgehend. Sind beide Ehegatten 

krankheitsbedingt in einem Alten- und Pflegeheim untergebracht, sei 

für jeden der Ehegatten eine Haushaltsersparnis anzusetzen, wenn da-

neben kein weiterer Haushalt geführt werde. Denn die Eheleute sei-

en beide durch die Aufgabe des gemeinsamen Haushalts um dessen 

Fixkosten wie Miete oder Zinsaufwendungen, Grundgebühr für Strom, 

Wasser et cetera sowie Reinigungsaufwand und Verpflegungskosten 

entlastet. Zudem sei der Ansatz einer Haushaltsersparnis in Höhe 

der ersparten Verpflegungs- und Unterbringungskosten für jeden 

Ehegatten zur Vermeidung einer Doppelbegünstigung geboten. Bei 

den personenbezogenen Alten- und Pflegeheimkosten enthaltenen 

Aufwendungen für Nahrung, Getränke, übliche Unterkunft und Ähn-

liches handele es sich um typische Kosten der Lebensführung eines je-

den Steuerpflichtigen, die bereits durch den in § 32a EStG geregelten 

Grundfreibetrag steuerfrei gestellt seien. Die Klage hatte daher nur 

im Hinblick auf die stufenweise Ermittlung der zumutbaren Belastung 

entsprechend dem BFH-Urteil vom 19.01.2017 (VI R 75/14) Erfolg.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.10.2017, VI R 22/16

Kirchensteuer: Bei „positiver“ Günstigerprüfung kann 
Sonderausgabe geltend gemacht werden

Wird die Kirchensteuer im Rahmen einer Veranlagung privater Kapital-

einkünfte mit der tariflichen Einkommensteuer ermittelt und abgezo-

gen (was zum Beispiel bei Sparvermögen der Fall sein kann, wenn der 

Sparer über die Günstigerprüfung eine individuelle Progression unter 

25 % aufweisen kann), so kann der Steuerzahler dies in der Steuerer-

klärung als Sonderausgabe geltend machen.
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Ein Wegfall des Sonderausgabenabzugs würde ansonsten in einer sol-

chen Konstellation bedeuten, dass trotz voller Besteuerung eine Dop-

pelbelastung eintreten würde. Es dürfe „nichts anderes gelten als für 

regulär tariflich besteuerte Kapitalerträge“. 

FG Düsseldorf, 15 K 1640/16 vom 16.11.2016

Insolvenzbedingter Ausfall einer privaten  
Darlehensforderung als Verlust bei den Einkünften 
aus Kapitalvermögen

Der endgültige Ausfall einer Kapitalforderung führt nach Einführung 

der Abgeltungsteuer zu einem steuerlich anzuerkennenden Verlust in 

der privaten Vermögenssphäre. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 

für den Fall der Insolvenzeröffnung beim Darlehensnehmer zu Einkünf-

ten aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 des Einkommensteu-

ergesetzes (EStG) entschieden.

Im Urteilsfall gewährte der Kläger einem Dritten in 2010 ein verzinsli-

ches Darlehen. Seit August 2011 erfolgten keine Rückzahlungen mehr. 

Über das Vermögen des Darlehensnehmers wurde das Insolvenzver-

fahren eröffnet. Der Kläger meldete die noch offene Darlehensforde-

rung zur Insolvenztabelle an und machte den Ausfall der Darlehensfor-

derung als Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. 

Dem folgten Finanzamt und Finanzgericht (FG) nicht.

Die Revision hiergegen hatte Erfolg. Der BFH hob das finanzgerichtli-

che Urteil auf und verwies die Sache an das FG zurück. Nach seinem 

Urteil soll mit der Einführung der Abgeltungsteuer seit 2009 eine 

vollständige steuerrechtliche Erfassung aller Wertveränderungen im 

Zusammenhang mit Kapitalanlagen erreicht werden. Nach dem Urteil 

des BFH wird damit die traditionelle Trennung von Vermögens- und 

Ertragsebene für Einkünfte aus Kapitalvermögen aufgegeben. In der 

Folge dieses Paradigmenwechsels führt der endgültige Ausfall einer 

Kapitalforderung i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG zu einem gemäß § 20 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG steuerlich zu berücksichtigenden 

Verlust. Insoweit ist nunmehr eine Rückzahlung der Kapitalforderung, 

die – ohne Berücksichtigung der in § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG gesondert 

erfassten Zinszahlungen – unter dem Nennwert des hingegebenen 

Darlehens bleibt, dem Verlust bei der Veräußerung der Forderung 

gleichzustellen.

Wie die Veräußerung ist nach dem Urteil des BFH auch die Rückzah-

lung ein Tatbestand der Endbesteuerung. Danach liegt ein steuerbarer 

Verlust aufgrund eines Forderungsausfalls erst dann vor, wenn endgül-

tig feststeht, dass (über bereits gezahlte Beträge hinaus) keine (weite-

ren) Rückzahlungen (mehr) erfolgen werden. Die Eröffnung eines In-

solvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners reicht hierfür in 

der Regel nicht aus. Etwas anderes gilt, wenn die Eröffnung des Insol-

venzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder aus anderen Grün-

den feststeht, dass keine Rückzahlung mehr zu erwarten ist. Hierzu hat 

das FG in einem zweiten Rechtsgang weitere Feststellungen zu treffen.

Inwieweit diese Grundsätze auch für einen Forderungsverzicht oder 

etwa den Verlust aus der Auflösung einer Kapitalgesellschaft gelten, 

hatte der BFH nicht zu entscheiden. Auch in diesem Bereich dürfte je-

doch die mit der Abgeltungsteuer eingeführte Quellenbesteuerung die 

traditionelle Beurteilung von Verlusten beeinflussen. 

BFH, vom 20.12.2017 zu Urteil vom 24.10.2017, VIII R 13/15

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken: Auch Zweit-  
und Ferienwohnungen sind begünstigt

Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn 

es der Steuerpflichtige nur zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in der üb-

rigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. Unter § 23 Absatz 1 Satz 

1 Nr. 1 Satz 3 Einkommensteuergesetz (EStG) können deshalb auch 

Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung bestimmte Ferienwohnungen 

und Wohnungen, die im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 

genutzt werden, fallen, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden 

hat.

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken „im Jahr der Veräußerung und 

in den beiden vorangegangenen Jahren“ (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 

Satz 3  2. Alternative EStG) liegt laut BFH vor, wenn das Gebäude in 

einem zusammenhängenden Zeitraum genutzt wird, der sich über drei 

Kalenderjahre erstreckt, ohne sie – mit Ausnahme des mittleren Kalen-

derjahrs – voll auszufüllen.

Die Klägerin und und ihr Bruder erwarben 1998 von ihrem Vater ein 

bebautes Grundstück in A zu jeweils hälftigem Miteigentum. Sie ver-

mieteten die Immobilie anschließend an den Vater. Das Mietverhältnis 

endete Ende November 2004. Danach nutzte die Klägerin die Immo-
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bilie selbst. Am 02.06.2006 erwarb sie von ihrem Bruder dessen hälf-

tigen Miteigentumsanteil hinzu. Mit Vertrag vom 07.09.2006 veräu-

ßerte die Klägerin das Objekt. In ihrer Einkommensteuererklärung für 

2006 gab sie den Gewinn aus der Veräußerung der Immobilie nicht 

an. Das beklagte Finanzamt dagegen berücksichtigte den Gewinn und 

setzte die Einkommensteuer entsprechend höher fest. Es war insoweit 

der Ansicht, die Ausnahmeregelung in § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 

EStG sei hier nicht anwendbar.

Die Klage hatte in erster Instanz keinen Erfolg. Das Finanzgericht (FG) 

meinte, eine Eigennutzung scheide schon deshalb aus, weil die Kläge-

rin im Streitjahr ihren Hauptwohnsitz in B gehabt und es sich bei dem 

Objekt um eine Zweitwohnung gehandelt habe, die sie lediglich für Fe-

rienaufenthalte genutzt habe. Der Gesetzgeber habe mit § 23 Absatz 

1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nur beruflich genutzte Wohnungen begüns-

tigen wollen. Die hiergegen eingelegte Revision der Klägerin führte zur 

Aufhebung des FG-Urteils.

Das FG habe zu Unrecht die Voraussetzungen des § 23 Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 Satz 3 EStG (Nutzung zu eigenen Wohnzwecken) verneint, so der 

BFH. Nach § 22 Nr. 2 EStG seien sonstige Einkünfte auch solche aus 

privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 EStG. Dazu ge-

hörten gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG Veräußerungsgeschäfte 

bei Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und 

Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt. Ausgenommen seien 

Wirtschaftsgüter, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertig-

stellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (1. 

Alternative) oder im Jahr der Veräußerung und in den beiden voran-

gegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt 

wurden (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG).

Der Ausdruck „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ setze in beiden 

Alternativen lediglich voraus, dass eine Immobilie zum Bewohnen ge-

eignet ist und vom Steuerpflichtigen auch bewohnt wird, betont der 

BFH. Ein Gebäude werde auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, 

wenn es der Steuerpflichtige nur zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in 

der übrigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. Eine Nutzung zu 

„eigenen Wohnzwecken“ setze weder die Nutzung als Hauptwohnung 

voraus noch müsse sich dort der Schwerpunkt der persönlichen und 

familiären Lebensverhältnisse befinden. Ein Steuerpflichtiger könne 

deshalb mehrere Gebäude gleichzeitig zu eigenen Wohnzwecken nut-

zen. Erfasst seien daher auch Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung 

bestimmte Ferienwohnungen und Wohnungen, die im Rahmen einer 

doppelten Haushaltsführung genutzt werden. Ist deren Nutzung auf 

Dauer angelegt, komme es nicht darauf an, ob der Steuerpflichtige 

noch eine (oder mehrere) weitere Wohnung(en) hat und wie oft er sich 

darin aufhält.

Anders als § 13 Absatz 1 Nr. 4a bis 4c des Erbschaftsteuergesetzes 

spreche § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nicht von einem „Fami-

lienheim“. Vor diesem Hintergrund biete der Wortlaut der Vorschrift 

keinen Anhaltspunkt dafür, dass der Gesetzgeber nicht dauernd be-

wohnte Zweitwohnungen und ausschließlich eigengenutzte Ferien-

wohnungen von der Begünstigung ausnehmen wollte, so der BFH.

§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  1. Alternative EStG setze voraus, dass 

die Wohnung im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung 

und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt 

worden ist. § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  2. Alternative EStG verlan-

ge dagegen eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Jahr der Veräu-

ßerung und in den beiden vorangegangenen Jahren. Im Jahr der Veräu-

ßerung und im zweiten Jahr vor der Veräußerung müsse die Nutzung 

zu eigenen Wohnzwecken nicht während des gesamten Kalenderjahrs 

vorgelegen haben. Es genüge ein zusammenhängender Zeitraum der 

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken, der sich über drei Kalenderjahre 

erstreckt, ohne sie – mit Ausnahme des mittleren Kalenderjahrs – voll 

auszufüllen.

Hier habe die Klägerin nach den tatsächlichen Feststellungen des FG 

den von ihrem Vater erworbenen Miteigentumsanteil im Jahr der Ver-

äußerung (2006) und in den beiden vorangegangenen Kalenderjahren 

(seit Dezember 2004) in einem zusammenhängenden Zeitraum zu ei-

genen Wohnzwecken (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  2. Alternative 

EStG) und den von ihrem Bruder erworbenen Miteigentumsanteil im 

Zeitraum zwischen der Anschaffung und der Veräußerung ausschließ-

lich zu eigenen Wohnzwecken (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3  1. 

Alternative EStG) genutzt. Daher habe sie mit der Veräußerung des 

Grundstücks kein steuerbares privates Veräußerungsgeschäft im Sinne 

des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG verwirklicht.

Die Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer hat der BFH 

dem Finanzamt übertragen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 27.06.2017, IX R 37/16
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Gewerbe-
treibende

Bargeldbranche: Verstärkte Kontrolle dank  
Kassen-Nachschau

Finanzämter kontrollieren derzeit verstärkt die Bargeldbranche. Mög-

lich ist dies aufgrund der zum 01.01.2018 eingeführten Kassen-Nach-

schau (§ 146b Abgabenordnung). Die Finanzämter können ohne Vor-

anmeldung bei Betrieben der Bargeldbranche prüfen, ob die in einem 

Kassensystem erfassten Daten den gesetzlichen Formvorschriften ent-

sprechen. Ziel ist es, den fairen Wettbewerb von Marktteilnehmern zu 

unterstützen und den Steuerbetrug zu erschweren, wie das Landesamt 

für Steuern Niedersachsen aktuell mitteilt.

Die Prüfung erfolgt grundsätzlich ohne Voranmeldung und wird von 

ein bis zwei Bediensteten durchgeführt. Die Prüfer weisen sich als An-

gehörige des Finanzamts aus und händigen ein Merkblatt zur Kassen-

Nachschau aus. Der Fokus liegt auf der Prüfung des Kassensystems. 

Der Prüfer kann die gespeicherten Daten und die Programmierung 

einsehen oder Daten für eine spätere Kontrolle auf einem Datenträger 

mitnehmen.

Im Interesse der Wettbewerbsgleichheit werden Unternehmen ohne 

Kassensystem nicht besser gestellt als solche mit einer Registrier- oder 

PC-Kasse. Deshalb sind auch hier Kassen-Nachschauen möglich. Die 

Prüfung beschränkt sich zumeist auf eine Zählung des in der Kasse be-

findlichen Geldes (Kassensturzprüfung) sowie die Tageskassenberichte 

für die Vortage.

Je nach Branche kann die Kassen-Nachschau auch mit einer unan-

gemeldeten Lohnsteuer-Nachschau gekoppelt werden. Hierbei wird 

festgestellt, welche Arbeitnehmer tätig sind und wie die lohnsteuerli-

chen Aufzeichnungen geführt werden. Hinsichtlich der Ermittlung der 

Arbeitszeiten können die nach dem Mindestlohngesetz zu führenden 

Aufzeichnungen zum Arbeitsbeginn und Arbeitsende auch für steuerli-

che Zwecke eingesehen werden.

Bestehen Unsicherheiten, ob das Kassensystem alle gesetzlichen An-

forderungen erfüllt, regt die Finanzverwaltung an, einen Steuerberater 

für den rechtlichen Teil und gegebenenfalls einen Kassenfachhändler 

für den technischen Bereich hinzuzuziehen. Darüber hinaus hat das 

Landesamt für Steuern Niedersachsen Informationsschreiben zur Ord-

nungsmäßigkeit der Kassenbuchführung veröffentlicht (https://www.

lstn.niedersachsen.de/steuer/steuervordrucke/betriebspruefung/be-

triebspruefung-67842.html).

Landesamt für Steuern Niedersachsen, PM vom 02.02.2018

Partnerin als Minijobber angestellt: Dienstwagen 
wird nicht anerkannt

Ein Arbeitgeber würde einem familienfremden geringfügig Beschäftig-

ten keinen Firmenwagen geben, da durch eine umfangreiche Privat-

nutzung die Vergütung für die Arbeitsleistung in erhebliche und für den 

Arbeitgeber unkalkulierbare Höhen steigern könnte, sagt der BFH.

Die Richter bestätigen damit ihre bereits im Januar 2014 geäußerte 

Meinung (Az. X B 181/13).

Im jetzt entschiedenen Fall ging es um einen selbstständigen Ingeni-

eur, der seine Lebensgefährtin für sechs Stunden pro Woche als „ge-

ringfügig Beschäftigte“ angestellt hatte. Den Lohn von 400 Euro im 

Monat sollte der Selbstständige jeweils am Monatsende auf das Konto 

der Minijobberin überweisen.

In einem Nachtrag zum Anstellungsvertrag hatte der Ingenieur  mit 

seiner Lebensgefährtin vereinbart, dass ihr ein Firmenwagen zur pri-

vaten Nutzung zur Verfügung gestellt werde, deren Kosten er über-

nehme. Der steuer- und sozialversicherungspflichtige Gegenwert der 

Fahrzeugüberlassung für private Zwecke sollte gegen das vereinbarte 

Gehalt von 400 Euro im Monat aufgerechnet werden. 

Der zu überweisende Lohn betrug danach zunächst nur noch 221 Euro. 

Vier Jahre später schaffte der Selbstständige einen VW Tiguan als Fir-

menwagen für seine Lebensgefährtin an. Wegen des dadurch erhöhten 

Sachbezugswertes nach der sog. 1 %-Regelung wurde der weitere Lohn 

vereinbarungsgemäß auf null Euro reduziert.

Der Betriebsausgabenabzug für den Arbeitslohn der Lebensgefährtin 

und die Kosten des ihr zur Verfügung gestellten Fahrzeugs wurden von 

Finanzamt und Finanzgericht nicht anerkannt, weil der zwischen dem 

Ingenieur und seiner Lebensgefährtin bestehende Arbeitsvertrag ei-

nem Fremdvergleich nicht standhalte. Die Überlassung eines PKW im 

Rahmen eines Arbeitsverhältnisses mit nahestehenden Personen kön-
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ne nach dem Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 21. Januar 2014 X B 

181/13 nur anerkannt werden, wenn die Konditionen der eingeräumten 

PKW-Nutzung fremdüblich seien; daran fehle es hier jedoch.

Diese Auffassung wurde nun vom BFH bestätigt.

Beschluss vom 21.12.2017, Az. III B 27/17

Privatnutzung betrieblicher Kfz: Regelung zu  
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen gilt jetzt  
auch für Brennstoffzellenfahrzeuge

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat aktuell ein Schreiben veröf-

fentlicht, in dem es um die Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs 

für private Fahrten sowie die Thematik „Fahrten zwischen Wohnung 

und Betriebsstätte/erster Tätigkeitsstätte und Familienheimfahrten“ 

geht. Es nimmt dabei Bezug auf sein Schreiben vom 05.06.2014 (BStBl 

I S. 835), das sich in diesem Zusammenhang auf die Nutzung von Elek-

tro- und Hybridelektrofahrzeugen bezogen hatte.

Dort sei in der Fußnote 1 darauf hingewiesen worden, dass für Brenn-

stoffzellenfahrzeuge ergänzende Regelungen aufgenommen werden, 

sobald diese allgemein marktgängig sind. Mit dem aktuellen Schreiben 

nimmt das BMF dementsprechend nun zur Anwendung des § 6 Absatz 

1 Nr. 4 Satz 2 und 3 Einkommensteuergesetz für Brennstoffzellenfahr-

zeuge Stellung und bestimmt, dass die Regelungen im BMF-Schreiben 

vom 05.06.2014 auch für Brennstoffzellenfahrzeuge anzuwenden sind. 

Der Batteriekapazität von Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen sei 

bei Brennstoffzellenfahrzeugen die im Fahrzeug gespeicherte Energie 

vergleichbar. Dieser Wert werde in der Zulassungsbescheinigung Teil 

1 in Ziffer 22 angegeben und sei für die Ermittlung der Minderungsbe-

träge heranzuziehen. 

Dieses Schreiben wird laut BMF im Bundessteuerblatt Teil I veröffent-

licht. Es stehe ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internet-Seiten 

des BMF (www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik „The-

men – Steuern – Steuerarten – Einkommensteuer“ als pdf-Datei zur 

Ansicht und zum Abruf bereit. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 24.01.2018, IV C 6 - S 

2177/13/10002

Rechnung ohne Benennung des Leistungsempfängers 
kann nicht „rückwirkend“ berichtigt werden

Rechnungen, die keine Angaben zum Leistungsempfänger enthalten, 

sind nicht für Zwecke der Vorsteuer berichtigungsfähig. Dies jedenfalls 

sieht das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg so.

Der Kläger kaufte Waren bei einer GmbH ein. Er verwendete drei ver-

schiedene Kundennummern. Kundennummer eins benutzte er von 

Anfang an. Die Rechnungen wiesen den Kläger als Leistungsempfän-

ger aus. Die Rechnungsbeträge wurden aufgrund einer Abbuchungs-

ermächtigung von seinem Geschäftskonto beglichen. Die GmbH ver-

steuerte die Umsätze. 2002 bis 2009 nutzte der Kläger eine zweite 

Kundennummer. Die unter dieser Nummer bezogenen Waren zahlte 

er bar. Die Rechnungen enthielten im Adressfeld die Angabe „Ladeliste 

Name Sitz GmbH“.

Die GmbH versteuerte diese Umsätze nach einer Selbstanzeige. Sie 

übermittelte dem Kläger 2015 eine Auflistung der Verkäufe unter der 

zweiten Kundennummer ohne dessen Namen und Anschrift. Der Klä-

ger nutzte 2009 und 2010 eine dritte Kundennummer für Barverkäufe. 

Die Abrechnungsdokumente enthalten im Adressfeld „Barverkauf“. 

Die GmbH versteuerte diese Umsätze. Sie berichtigte diese Rechnun-

gen nicht. Das beklagte Finanzamt berücksichtigte lediglich Vorsteu-

ern aus den Rechnungen mit Kundennummer eins. Im Übrigen werde 

der Leistungsempfänger nicht eindeutig bezeichnet.

Das FG Baden-Württemberg entschied, ein Vorsteuerabzug setze eine 

nach den Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes ausgestellte Rech-

nung voraus. Diese müsse unter anderem den vollständigen Namen 

und die vollständige Anschrift des Leistungsempfängers enthalten. 

Dies stelle sicher, dass Vorsteuern nur vom Anspruchsinhaber abgezo-

gen werden und dieser ohne Weiteres ermittelt werden kann.

Im Streitfall hätten die Rechnungen mit der zweiten Kundennummer 

den Sitz des leistenden Unternehmens enthalten, aber nicht den Klä-

ger als Leistungsempfänger. Weder aus den Rechnungen noch in dazu-

gehörigen Dokumenten gebe es Hinweise darauf, dass sich hinter der 

zweiten Kundennummer dieselbe Person verberge wie hinter Kunden-

nummer eins. „Durch die Verwendung der zweiten Kundennummer 

und der anonymisierten Abrechnung unter dieser Nummer sollte die 

Identität des Klägers gerade verschleiert werden.“
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Eine Berichtigung dieser Rechnungen ermögliche keinen rückwirken-

den Vorsteuerabzug in den Streitjahren 2002 bis 2009. Die Rechnun-

gen seien mangels Angaben zum Leistungsempfänger nicht berichti-

gungsfähig. Dies gelte auch für die Wareneinkäufe unter Verwendung 

der dritten Kundennummer. Erhalte der Kläger nach den Streitjahren 

eine Rechnung mit den erforderlichen Angaben, liege eine erstmalige 

Rechnungserteilung vor, die erst dann zum Vorsteuerabzug berechtige. 

Ein Vorsteuerabzug in den Streitjahren im Schätzungswege scheide in-

folge der gesetzlichen Regelung aus. Das Gesetz erfordere einen Nach-

weis in bestimmter Form.

Der Kläger legte Nichtzulassungsbeschwerde ein (Aktenzeichen beim 

Bundesfinanzhof XI B 54/17).

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 23.03.2017, 1 K 

3704/15, nicht rechtskräftig

Rechnung muss auch im Niedrigpreissegment immer 
eindeutige Identifizierung der Leistung ermöglichen

Auch beim massenhaften Handel von Kleidungsstücken und von Mo-

deschmuck im Niedrigpreissegment kann ein Vorsteuerabzug nur vor-

genommen werden, wenn die Rechnung eine eindeutige und leicht 

nachprüfbare Feststellung der Leistung ermöglicht, über die abgerech-

net wird. Das hat das Hessische Finanzgericht (FG) in zwei Verfahren 

klargestellt.

Im Klageverfahren 1 K 547/14 war die Klägerin im Streitjahr im Tex-

tilhandel unternehmerisch tätig. Sie vertrieb Damenoberbekleidung 

(insbesondere T-Shirts und Blusen) im Niedrigpreissegment. Die Klei-

dungsstücke wurden jeweils in großen Mengen in verschiedenen Stan-

dardgrößen und in mehreren Farben von Großhändlern eingekauft. Die 

Einkaufspreise je Artikel bewegten sich jeweils im unteren einstelligen 

Eurobereich. Das Finanzamt versagte bei einigen Rechnungen zulasten 

der Klägerin den Vorsteuerabzug, weil sich die Bezeichnungen der ge-

lieferten Gegenstände in den Rechnungen auf die pauschale Bezeich-

nung einer Warenklasse und die Angabe einer erheblichen Stückzahl 

im mindestens dreistelligen Bereich beschränke. Eine Konkretisierung 

der Leistungsbeschreibungen fehle.

Auch im Klageverfahren 1 K 2402/14, in dem die Klägerin im Bereich 

des Handels mit Modeschmuck und Accessoires im Niedrigpreisseg-

ment tätig war, lehnte das Finanzamt den Vorsteuerabzug ab, weil 

Rechnungen auch hier nur unzureichende Angaben wie „div. Mode-

schmuck“ (Armband, Ohrring, Kette et cetera), den Netto-Einzelpreis 

sowie die Anzahl der gelieferten Artikel enthielten.

Der klägerische Einwand, dass die jeweiligen Leistungsbeschreibungen 

in den Rechnungen angesichts der Rechtsprechung des Bundesfinanz-

hofes und mit Blick auf die Besonderheiten im Massengeschäft mit Bil-

ligartikeln die Anforderungen an eine handelsübliche Bezeichnung der 

Art der gelieferten Gegenstände erfüllten und dass die Handelsüblich-

keit letztendlich von der Umsatzstruktur beziehungsweise vom Mark-

tumfeld abhänge, verfing im Klageverfahren nicht. Auch der Hinweis, 

dass die Übertragung der Anforderungen bei Leistungsbeschreibungen 

für sonstige Leistungen auf die – hier vorliegenden – Abrechnungen 

von Lieferungen bei verschiedenen Warengruppen zur Unmöglichkeit 

des Vorsteuerabzugs führe und gegen die Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs verstoße, half der Klägerin nicht weiter.

Das Hessische FG entschied vielmehr, dass die streitigen Rechnungen 

mangels hinreichender Leistungsbeschreibung und fehlender Identi-

fikationsmöglichkeit den gesetzlichen Anforderungen zum Vorsteu-

erabzug aus Rechnungen nicht genügten. Innerhalb einer Branche sei 

hinsichtlich der Frage, welche Bezeichnung einer Leistung noch han-

delsüblich sei, nicht nach verschiedenen Verkehrskreisen – nämlich 

dem Handel mit Textilien im mittleren und oberen Preissegment ei-

nerseits und dem Handel mit Waren im Niedrigpreissegment anderer-

seits – zu differenzieren.

Die in den Rechnungen des Verfahrens 1 K 547/14 enthaltene bloße 

Angabe einer Gattung (zum Beispiel Shirts, T-Shirts, Blusen, Kleider, 

Blusen, Jacken) stelle keine handelsübliche Bezeichnung dar. Die – 

hier fehlende – erforderliche weitergehende Umschreibung der Ware 

könne beispielsweise über die Herstellerangaben beziehungsweise die 

Angabe einer etwaigen Eigenmarke oder über Modelltyp, Farbe und 

Größe sowie unter Bezugnahme auf eine Artikel- oder Chargennum-

mer erfolgen. Auch die Benennung von Größe, Farbe, Material sowie 

gegebenenfalls die Bezeichnung als Sommer- oder Winterware kom-

me in Betracht.

Das Fehlen jeglicher weiterer Umschreibung der Artikel lasse vorlie-

gend keine eindeutige und mit begrenztem Aufwand nachprüfbare 

Feststellung der Lieferungen, über die mit den Rechnungen abgerech-
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net worden sei, zu. Dabei bestehe angesichts der hohen Anzahl der in 

den Rechnungen aufgeführten Artikel auch die Gefahr einer willent-

lichen oder unwillkürlichen mehrfachen Abrechnung der Leistung in 

einer anderen Rechnung. All dies gelte auch für den Handel mit Mode-

schmuck, Uhren und Accessoires. Auch insoweit stelle die bloße Anga-

be einer Gattung (zum Beispiel Armbänder, Ketten, Halsketten) keine 

handelsübliche Bezeichnung dar.

Das Hessische FG hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Revision 

zugelassen. Gegen das Urteil im Verfahren 1 K 2402/14 wurde Revisi-

on eingelegt, die beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen XI R 

2/18 anhängig ist.

Finanzgericht Hessen, 1 K 547/14 und 1 K 2402/14

Arbeitgeber beschafft BahnCard für Mitarbeiter:  
OFD Frankfurt klärt lohnsteuerliche Behandlung

Die Frage, wie die Überlassung einer BahnCard durch den Arbeitgeber 

steuerlich zu beurteilen ist, wenn diese zur dienstlichen sowie auch zur 

privaten Nutzung an den Arbeitnehmer weitergeben wird, wird in einer 

Verfügung der Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt am Main behan-

delt. Danach sind für die Fälle der BahnCard 100 und der BahnCard 50 

zwei Fallgestaltungen zu unterscheiden.

Unabhängig von der privaten Nutzungsmöglichkeit könne aus Verein-

fachungsgründen ein überwiegend eigenbetriebliches Interesse des 

Arbeitgebers an der Überlassung angenommen werden, wenn nach 

der Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der BahnCard die ersparten 

Kosten für Einzelfahrscheine, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit 

ohne Nutzung der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer anfallen 

würden, die Kosten der BahnCard erreichen oder übersteigen (prog-

nostizierte Vollamortisation). In diesem Fall stelle die Überlassung der 

BahnCard an den Arbeitnehmer keinen Arbeitslohn dar. Tritt die prog-

nostizierte Vollamortisation aus unvorhersehbaren Gründen (zum Bei-

spiel Krankheit) nicht ein, sei keine Nachversteuerung vorzunehmen, 

das überwiegend eigenbetriebliche Interesse bei Hingabe der Bahn-

Card werde hierdurch nicht berührt.

Erreichen die durch die Nutzung der überlassenen BahnCard erspar-

ten Fahrtkosten, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit ohne Nutzung 

der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer anfallen würden, nach 

der Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der BahnCard deren Kosten 

voraussichtlich nicht vollständig (Prognose der Teilamortisation), liegt 

laut OFD die Überlassung der BahnCard nicht im überwiegend eigen-

betrieblichen Interesse des Arbeitgebers. Der Wert der BahnCard sei als 

geldwerter Vorteil zu erfassen. Die Überlassung der BahnCard stelle in 

diesem Fall zunächst in voller Höhe steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. 

Die während der Gültigkeitsdauer der BahnCard durch deren Nutzung 

für dienstliche Fahrten ersparten Fahrtkosten könnten dann gegebe-

nenfalls monatsweise oder auch am Ende des Gültigkeitszeitraumes 

als Korrekturbetrag den steuerpflichtigen Arbeitslohn mindern (als 

Verrechnung des dann feststehenden steuerfreien Reisekostenerstat-

tungsanspruchs des Arbeitnehmers mit der zunächst steuerpflichtigen 

Vorauszahlung auf mögliche Reisekosten in Form der BahnCard). Für 

die Höhe des Korrekturbetrags könnten aus Vereinfachungsgründen – 

anstelle einer quotalen Aufteilung (Nutzung zu dienstlichen Zwecken 

im Verhältnis zur Gesamtnutzung) – auch die ersparten Reisekosten für 

Einzelfahrscheine, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit ohne Nutzung 

der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer angefallen wären, be-

grenzt auf die Höhe der tatsächlichen Kosten der BahnCard, zugrunde 

gelegt werden.

Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Verfügung vom 31.07.2017, S 

2334 A - 80 - St 222


